Kanzleikopf


Besprechungsprotokoll vom ________________
Mandant (Unternehmen/Gesprächspartner): _________________________________
(Geschäftsführer der GmbH)

Berater: _________________________________
Thema: Wirtschaftliche Situation des Unternehmens/Insolvenzgefährdung

Problemstellung:

Befindet sich ein Unternehmen offenbar in einer finanziellen/wirtschaftlichen Krise, treffen den Unternehmer/Geschäftsführer besondere Sorgfaltspflichten. „Offenbar“ kann sich bereits aus den dem Steuerberater vorgelegten Unterlagen (Buchhaltungsbelege/Kontoauszüge) und erteilten Auskünften ergeben. Den Steuerberater trifft dann eine erhöhte Sorgfalts- und Redepflicht gegenüber seinem Mandanten.

Die Pflichten des Geschäftsführers bei Kapitalgesellschaften (GmbHs) sind besonders hoch und führen bei Missachtung in aller Regel zur persönlichen Haftung des Geschäftsführers. Über die Pflichten hat sich der Geschäftsführer zu informieren. Dies gehört nicht zum Leistungsangebot eines Steuerberaters. Wir empfehlen, ggf. anwaltlichen Rat einzuholen.

Die Kapitalgesellschaft ist grundsätzlich immer verpflichtet, einen Jahresabschluss nach Handelsrecht zu erstellen. Bei bestehender Insolvenzgefährdung des Unternehmens ist dies nicht mehr zu Fortführungswerten, sondern nur noch zu Zerschlagungswerten möglich. Für den Steuerberater ergibt sich hieraus ein besonderes Problem bei der ordnungsgemäßen Erstellung des Jahresabschlusses von Kapitalgesellschaften in der Krise. Zur Frage, ob das Unternehmen in den nächsten zwölf Monaten nach dem letzten Bilanzstichtag insolvenzgefährdet oder – besser gesagt – überlebensfähig ist, muss sich der Berater auf die Aussagen des Geschäftsführers verlassen können. Wird eine Kapitalgesellschaft zahlungsunfähig oder überschuldet, muss die Geschäftsführung unverzüglich, spätestens jedoch drei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung, einen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens stellen (§ 15a InsO). Der Mustermannkanzlei liegt kein Auftrag zur Prüfung der Insolvenzantragspflicht vor und sie wird einen solchen auch nicht annehmen. Als Steuerberater sind wir jedoch verpflichtet, unseren Mandanten frühestmöglich über das etwaige Bestehen einer Insolvenzantragspflicht zu informieren. „Frühestmöglich“ bedeutet für uns, wenn sich aus den vorgelegten Unterlagen (Buchhaltung, Jahresabschlussunterlagen) und erteilten Auskünften der Gedanke einer Insolvenzgefährdung zwangsläufig aufdrängt. Dies ist der Anlass dieses Gesprächs.

Sachverhalt:

· Wie bekannt und in den Vorjahren besprochen, ist das Unternehmen bereits seit _________ bilanziell überschuldet. Laut Auskunft der Geschäftsführung ist die Überschuldung rein bilanzieller Natur und besteht bei Auflösung aller stillen Reserven nicht mehr. Zahlungsunfähigkeit lag nach Auskunft der Geschäftsführung bis dato nicht vor.

· Wie bekannt und in den Vorjahren besprochen, ist das Unternehmen bereits seit _________ bilanziell überschuldet. Die Überschuldung wurde jedoch durch Rangrücktrittserklärungen zum Gesellschafterdarlehen, durch Rangrücktrittserklärungen der Gläubiger u.a. eliminiert. Zahlungsunfähigkeit lag nach Auskunft der Geschäftsführung zu keiner Zeit vor. Zur Vermeidung von Zahlungsengpässen wurden jeweils Lieferantenkreditlinien erhöht oder die Zahlungsziele erweitert.

· Die liquiden Mittel sind nach Erkenntnissen aus der Buchhaltung vollständig ausgeschöpft und Lieferantenrechnungen werden erst nach Überschreitung des Zahlungsziels und Einleitung von Mahnverfahren ausgeglichen.

· Die vorläufigen Bilanzdaten für den nächsten Jahresabschluss weisen eine Überschuldung aus. Das Stammkapital/Eigenkapital des Unternehmens wurde durch Verluste aufgebraucht.

· Die laufende Geschäftsentwicklung weist auf einen anstehenden vollständigen Verbrauch des Stammkapitals/Eigenkapitals durch laufende Geschäftsverluste hin.

· Die Buchhaltungsdaten lassen Liquiditätsschwierigkeiten und ggf. eine bilanzielle Überschuldung vermuten. Der Geschäftsführung wird empfohlen, sich über die rechtlichen Konsequenzen hieraus zu informieren und ggf. anwaltlich beraten zu lassen.
· Zum Leistungsumfang der Mustermannkanzlei gehört nicht die Überprüfung einer etwaigen Insolvenzpflicht. Hierzu empfehlen wir ggf. die Beauftragung eines im Insolvenzrecht erfahrenen Rechtsanwalts.

Fragestellungen:

1. Zahlungsunfähigkeit: Welche nachvollziehbaren und belegten Gründe sprechen gegen eine drohende Zahlungsunfähigkeit des Unternehmens?

(Beispiel: Zuführung von finanziellen Mitteln aus Gesellschafterdarlehen, Bankdarlehen, Forderungsmanagement u.a.)
2. Überschuldung: Wie soll die drohende Überschuldung oder ggf. bestehende Überschuldung abgefangen werden?
(Beispiel: Rangrücktrittserklärungen, Kapitalerhöhung, Gläubigerverzicht u.a.)

3. Fortführungsprognose: Aufgrund welcher glaubhaften/belegbaren Umstände kommt die Geschäftsführung zu dem Ergebnis, dass das Unternehmen in seinem Bestand in den nächsten zwölf Monaten nach Erstellung des aktuellen Abschlusses nicht gefährdet ist?

(Beispiel: neue Zusagen zu finanziellen Mitteln, Gläubigerverzicht, hoher gewinnbringender Auftragsbestand u.a.)
Lösungsvorschlag/Ergebnis:
1. Der GmbH-Geschäftsführer ist sich seiner persönlichen Haftungsrisiken im Fall einer Insolvenzverschleppung bewusst und/oder wird ggf. hierzu weiter gehenden juristischen Rat von dritter Seite einholen. Die Ausführungen der Mustermannkanzlei nimmt er zur Kenntnis.

2. Die Mustermannkanzlei wird in dem zu erstellenden Jahresabschluss an den entsprechenden Stellen (Auftragserteilung/allgemeine Information zum Unternehmen/Eigenkapital/Anhang) erläutern, aufgrund welcher Fakten lt. Auskunft der Geschäftsführung eine Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit nicht mehr besteht und eine positive Fortführungsprognose gegeben ist. Eine Prüfung der Wertansätze ist nicht Gegenstand des Auftrags an die Mustermannkanzlei.

3. Der GmbH-Geschäftsführer geht nach heutigem Kenntnisstand davon aus, dass das Unternehmen aufgrund der anstehenden Handlungen nicht insolvenzgefährdet ist.

4. Bei Kapitalgesellschaften in der Krise besteht für den Steuerberater das Risiko, dass bei späterer Insolvenz seine in der Unternehmenskrise erhaltenen Honorare zurückgefordert werden. Dies ist leider in der Vergangenheit bereits mehrfach passiert. Aus diesem Grund wird zwischen den Parteien vereinbart, dass zukünftige Leistungen nur noch Zug um Zug gegen Vorkasse oder Barzahlung bei Übergabe erbracht werden.

5. Soweit die berechneten Steuerberatungsleistungen nicht bezahlt werden können, stellt die Mustermannkanzlei ihre Tätigkeiten ein, um den Mandanten nicht in hohe Verbindlichkeiten zu treiben und um sich vor einem Totalverlust zu schützen. In diesem Fall ruht das Mandat, die Zustellungsvollmacht bei der Finanzverwaltung wird widerrufen und der Mandant muss sich selbst um die anstehenden Angelegenheiten, das Einhalten von Fristen zur Erstellung von Steuererklärungen (insbesondere Umsatzsteuer- und Lohnsteuer-Voranmeldungen) etc., kümmern.

Ort/Datum: .......................................................

Mandant(en): ..................................................................
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